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A. Grundlagen 

I. Einleitung 
I. Einleitung 
„Wirtschaft und Menschenrechte“ – diese zwei Worte haben sich in den letz-
ten Jahren zu einem feststehenden Begriff der politischen und rechtlichen 
Debatte entwickelt, national wie international. Unternehmen operieren heute 
global und transnational, also über (fast) alle Ländergrenzen hinweg. Ein 
Elektronikriese wie Apple hat über 200 Zulieferer weltweit und sogar der 
britische Teil der Teemarke Tetley kommt auf 227 Zulieferer außerhalb des 
Vereinigten Königreichs.1 Ein erheblicher Teil der in weniger entwickelten 
Staaten produzierten Waren wird in entwickelten Ländern abgesetzt.2 Derar-
tige Lieferketten berühren täglich Millionen von Menschen: Arbeitnehmer 
oder Anwohner3 eines Zulieferers für einen internationalen Abnehmer. Ihnen 
bringt die Einbindung in ein transnationales Produktionsnetzwerk oft gleich-
zeitig Fluch und Segen. Einerseits fördert die internationale Nachfrage die 
wirtschaftliche Entwicklung der Region. Andererseits missachten manche 
Zulieferbetriebe die Rechte ihrer Arbeitnehmer, es kommt zum Beispiel zu 
Schikane und Diskriminierungen oder es werden Kinder im Betrieb beschäf-
tigt. Außerdem schränken Umweltauswirkungen aus Zulieferbetrieben vieler-
orts die Lebensqualität und Gesundheit der umliegenden Gemeinden ein.4 
Diese Missstände sind spätestens seit den großen Skandalen der 1990er Jahre 
weithin bekannt: Damals schlugen zwei Ereignisse international Wellen, erst 
die Hinrichtung eines Ogoni-Aktivisten im Zusammenhang mit Shells Ölför-
derung im Niger-Delta und dann eine Reportage über schlimmste Formen der 

                                                        
1 200 Zulieferer machen 98% des Einkaufsvolumens von Apple aus: Apple, Supplier 

List (2018), abrufbar unter <https://www.apple.com/supplier-responsibility/pdf/Apple-
Supplier-List.pdf>, zuletzt abgerufen am 07.03.2019; Tetley UK, Supplier List (2018), 
abrufbar unter <https://www.tetley.co.uk/sites/g/files/gfwrlq181/files/2018-11/Tetley%20
UK%20Supplier%20List%20%E2%80%93%20updated%20as%20of%2023rd%20October
%202018.pdf>, zuletzt abgerufen am 07.03.2019. 

2 UNCTAD, Key Statistics and Trends in International Trade 2014 (2015), S. 12 f. 
3 Für generische Substantive wird in dieser Arbeit die männliche Form genutzt – sie soll 

andere Geschlechter mit einschließen. 
4 Ausführlicher zu den Problemen in einzelnen Lieferketten s.u. A.II.2.b).  
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Kinderarbeit in der Herstellung von Nike-Fußbällen.5 Seitdem wird unter dem 
Stichwort „Wirtschaft und Menschenrechte“ diskutiert, wie die Rechte der 
Menschen in den Zulieferketten transnationaler Unternehmen besser ge-
schützt werden können – und welche Rolle Abnehmerunternehmen dabei 
spielen können und müssen. Eine Studie des UN-Sonderbeauftragten für 
Wirtschaft und Menschenrechte John Ruggie zeigte 2008, wie weit die Aus-
wirkungen globaler Wirtschaftsaktivitäten reichen und welch ein breites 
Spektrum von Menschenrechten von Lieferketten aller Branchen betroffen 
ist.6 Heute bestreitet kaum jemand, dass die Zustände in vielen Lieferketten 
untragbar sind. Offen ist allerdings, wie die Staaten des „globalen Nordens“ 
am besten tätig werden können, um diese Zustände zu verbessern. Ihr nächst-
liegender Ansatzpunkt sind die auf dem eigenen Hoheitsgebiet ansässigen 
Abnehmerunternehmen: z.B. Apple in den USA, Tetley UK in Großbritanni-
en, und viele Unternehmen in Deutschland. Sie sollen nach Willen Vieler 
ihren Einfluss auf die eigene Lieferkette nutzen, um Rechtsverletzungen bei 
ihren Zulieferern zu verhindern oder zumindest den eigenen Beitrag dazu zu 
mindern.  
 Ideen, wie ein solches Tätigwerden der Abnehmerunternehmen am besten 
zu erreichen sei, gibt es inzwischen viele. Erste Instrumente beruhten auf 
Freiwilligkeit: zum Beispiel der UN Global Compact7, Brancheninitiativen 
wie das Textilbündnis8 und unternehmerische Selbstverpflichtungen. Eine 
verbindliche Regelung von Unternehmenspflichten auf UN-Ebene scheiterte 
und führte zur Entwicklung der – ebenfalls nicht rechtsverbindlichen – UN-
Leitprinzipien. 9  Neben freiwilligen Initiativen kommen Transparenz- und 
Berichtspflichten in Betracht, die Unternehmen zur Offenlegung der Zustände 
in ihren Lieferketten und der zur Verbesserung unternommenen Schritte an-
halten. Solche Pflichten finden sich zum Beispiel in der EU-Richtlinie zur 
Berichterstattung über nichtfinanzielle Informationen10, aber auch – bezogen 
auf spezielle Tatbestände – zum Beispiel im UK Modern Slavery Act11. 
                                                        

5 „Diabolischer Akt – Amoklauf der Militärs: Mit der Hinrichtung des Bürgerrechtlers 
Saro-Wiwa machten sie sich zu Parias“, Der Spiegel vom 13.11.1995; „Six Cents an 
Hour“, Life Magazine (1996), zuletzt abgerufen am 07.03.2019 unter <http:// www.
laborrights.org/in-the-news/six-cents-hour>. 

6 Ruggie, Report of the Special Representative of the Secretary-General on the issue of 
human rights and transnational corporations and other business enterprises, Addendum: 
Corporations and human rights: a survey of the scope and patterns of alleged corporate-
related human rights abuse, A/HRC/8/5/Add.2 (2008). 

7 Startseite des UN Global Compact, <https://www.unglobalcompact.org/>, zuletzt ab-
gerufen am 12.03.2019. 

8 Bündnis für nachhaltige Textilien, <https://www.textilbuendnis.com/>, zuletzt abgeru-
fen am 25.04.2019. 

9 Dazu näher unten B.III.3.a)aa). 
10 Richtlinie 2014/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2014). 
11 Modern Slavery Act 2015 (c.30) (2015). 
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Transparenzpflichten hoffen ebenso wie freiwillige Initiativen darauf, dass 
der Markt durch eine verstärkte Nachfrage nach sozial verträglich hergestell-
ten Produkten die Verhaltenssteuerung übernimmt. Ein dritter Ansatz sind 
gesetzliche Sorgfaltspflichten für Unternehmen, wie sie in Frankreich bereits 
eingeführt12 und in der Schweiz vorgeschlagen13 wurden. Schließlich arbeiten 
im Vereinigten Königreich derzeit die Gerichte daran, eine richterlich entwi-
ckelte Sorgfaltspflicht von Mutterunternehmen für Rechtsverletzungen ihrer 
Töchter abzustecken.14 
 In Deutschland fokussiert sich die Debatte auf die Einführung einer gesetz-
lichen „menschenrechtlichen“ Sorgfaltspflicht für Unternehmen, die über das 
Deliktsrecht haftungsbewehrt sein soll. Dafür gab es bereits mehrere Formu-
lierungsvorschläge15, zwei entsprechende Anträge der Grünen-Fraktion im 
Bundestag16 und eine heiße Debatte bei der Entwicklung des deutschen Nati-
onalen Aktionsplans17. Eine solche deliktsrechtliche Haftung verwendet als 
Konsequenz der „Wirtschaft und Menschenrechte“-Debatte einen völker-
rechtlichen Begriff – die Menschenrechte – als Ziel und Schutzbereich eines 
zivilrechtlichen Ausgleichsanspruchs. Dabei treffen zwei sehr unterschiedli-
che Rechtsgebiete aufeinander: die Menschenrechte auf der einen und das 
Deliktsrecht auf der anderen Seite.  
 In den heutigen Menschenrechten manifestiert sich der nach dem zweiten 
Weltkrieg gefasste politische Wille, das internationale Miteinander einem 
mindesten Wertekanon zu unterwerfen.18 Obwohl die Menschenrechte heute 
weitgehend in völkerrechtlich verbindlichen Instrumenten festgeschrieben 

                                                        
12 Loi no. 2017-399 du 27 mars 2017 relative au devoir de vigilance des sociétés mères 

et des entreprises donneuses d’ordre (1) (2017). 
13 Vgl. die Homepage zur Konzernverantwortungsinitiative, <https://konzern-initiative.

ch/>, zuletzt abgerufen am 07.03.2019. 
14 S.u. B.V. 
15 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Entwurf 

eines Mantelgesetzes zur nachhaltigen Gestaltung globaler Wertschöfpungsketten und zur 
Änderung wirtschaftsrechtlicher Vorschriften (2019); Grabosch/Scheper, Die menschen-
rechtliche Sorgfaltspflicht von Unternehmen – Politische und rechtliche Gestaltungsansät-
ze (2015), S. 60 f.; Klinger/Krajewski/Krebs/Hartmann, Verankerung menschenrechtlicher 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen im deutschen Recht (2016), S. 38 ff.; Nordhues, 
Menschenrechtsverletzungen im Konzern (2019), S. 322 ff. 

16 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Antrag: Zukunftsfähige Unternehmensverantwor-
tung – Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten im deutschen Recht verankern, BT-Drucks. 
18/10255 (2016); Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Antrag: Transnationale Unternehmen 
für Menschenrechtsverletzungen zur Rechenschaft ziehen, BT-Drucks. 17/13916 (2013). 

17 Vgl. die Redebeiträge in Arbeitsstab Wirtschaft und Menschenrechte im Auswärtigen 
Amt, Dokumentation der Expertenanhörung Nr. 11 zum NAP (2015). Der Aktionsplan ist 
Teil der Umsetzung der UN-Leitprinzipien, s.u. B.III.3.a)aa). 

18 Kälin/Künzli, Universeller Menschenrechtsschutz (2019), Rn. 1.32 ff. Ausführlich zur 
historischen Entwicklung der Menschenrechte ebd. Rn. 1.3 ff. 
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sind und sich sogar oft darüber definieren, bleibt die Realität an vielen Stellen 
hinter dem Ideal zurück.19 Die Weltgemeinschaft ist von einer universellen 
Umsetzung der Menschenrechte weit entfernt. Die Menschenrechte sind da-
her oft mindestens so sehr politische Forderung wie geltendes Recht.20 Ihre 
Tatbestände sind offen und konkretisierungsbedürftig. Sie nehmen für sich in 
Anspruch, grundlegende, notwendige Werte und Rechte möglichst umfassend 
zu definieren. Sie sind oft Instrument und Ziel politischer Debatten.  
 Das Deliktsrecht hingegen operiert wesentlich pragmatischer. Es ist um 
Interessenausgleich bemüht, erhebt aber nicht den Anspruch der ethischen 
oder moralischen Gerechtigkeit. So kann der wirtschaftlich extrem schwache 
Schädiger einem wohlhabenden Geschädigten gegenüber genauso hoch scha-
densersatzpflichtig sein wie andersherum, auch wenn die wirtschaftliche 
Existenz des Schädigers dadurch bedroht ist. Gleichzeitig entspringt delikti-
sche Haftung nicht aus der bloß faktischen Möglichkeit, einen Schaden zu 
verhindern, solange keine Rechtspflicht zum Handeln besteht – auch wenn 
moralisch ein Handeln geboten wäre. So ist niemand verpflichtet, den vereis-
ten Weg des Nachbarn zu streuen oder die ahnungslosen Passanten vor der 
Gefahr zu warnen, sondern kann ihnen beim Ausrutschen zuschauen.21 Das 
Deliktsrecht strebt eben nach dogmatisch gerechtem Schadensausgleich, nicht 
nach der „richtigen“ Lösung. 
 Wie passen nun diese beiden Rechtsordnungen zusammen? Kann das 
pragmatische Deliktsrecht dazu dienen, einen so inhärent moralischen An-
spruch wie den der Menschenrechte durchzusetzen? Wird in Deutschland mit 
der Diskussion um die Einführung einer deliktischen, „menschenrechtlichen“ 
Sorgfaltspflicht die richtige Frage gestellt? Diesen Themen widmet sich die 
nachfolgende Untersuchung. Sie geht der bisherigen Aufnahme der Men-
schenrechte im deutschen Deliktsrecht nach und untersucht, ob (und wann) 
eine Haftung des Abnehmers für Menschenrechtsverletzungen22 im Liefer-
                                                        

19 Vgl. die Präambel von United Nations, Transforming Our World: The 2030 Agenda 
for Sustainable Development (2015), die die Umsetzung der Menschenrechte für alle als 
Ziel für 2030 behandelt. Zum hier verwendeten, vertragsrechtlich geprägten Begriff der 
Menschenrechte s.u. A.II.3. 

20 Vgl. grundsätzlich zum politischen Charakter des Völkerrechts v. Arnauld, Völker-
recht (2016), Rn. 46 ff.; und zur politischen Realität der Menschenrechte Kälin/Künzli, 
Universeller Menschenrechtsschutz (2019), Rn. 1.80 ff; Tomuschat, Juridica Int’l 2017, 3, 
13 f. 

21 Siehe dazu näher unten B.II.2.b). 
22 Das Wort „Menschenrechtsverletzung“ wird hier und im Folgenden „untechnisch“ 

genutzt. Unternehmen können genau genommen keine Menschenrechte verletzen, siehe 
dazu näher unten. Trotzdem soll in dieser Arbeit der Einfachheit halber von Menschen-
rechtsverletzungen durch Unternehmen gesprochen werden, wie dies auch in weiten Teilen 
der (inter-) nationalen Wirtschaft und Menschenrechte-Debatte geschieht. So lassen sich 
terminologische Verwirrungen und Umwege über Begriffe wie „Menschenrechtsbeein-
trächtigungen“ oder „nachteilige Auswirkungen auf Menschenrechte“ vermeiden. Näheres 
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kettenszenario schon jetzt möglich ist. Außerdem beschäftigt sie sich damit, 
ob und wie sich diese Haftung weiterentwickeln könnte – und sollte.  

Die Untersuchung beginnt mit einigen Grundlagen und Konturen: Der ers-
te Teil arbeitet heraus, welche Unternehmen, welche Menschenrechte, welche 
Lieferketten und welcher Teil des Deliktsrechts betrachtet werden und wie 
sich die Menschenrechte auf die Auslegung dieses Deliktsrechts auswirken. 
Im zweiten Teil betrachtet die Untersuchung Verhaltenspflichten im Delikts-
recht und ihr Potential für eine Haftung des Abnehmers: Die Stellung und 
Entwicklung der Verhaltenspflicht in der deliktischen Haftung, die Systema-
tik der Entstehung von Verkehrspflichten, den Einfluss internationaler Fall-
konstellationen auf die Entstehung von Verkehrspflichten und die Anwen-
dung dieser Grundsätze auf das Lieferkettenszenario. Im dritten Teil geht es 
um den Schutzbereich der Haftung: Hier wird untersucht, inwieweit das De-
liktsrecht den Menschenrechtsschutz bieten kann, ob Menschenrechte 
Schutzgüter des Deliktsrechts sein können und inwieweit die klassischen 
Rechte und Rechtsgüter des Deliktsrechts mit dem Schutzinhalt der Men-
schenrechte korrelieren. Dabei werden auch die Herausforderungen themati-
siert, die sich bei der Anwendung der – staatsgerichteten – Menschenrechte 
auf das Verhalten privater Unternehmen ergeben. Der vierte Teil schließlich 
betrachtet die kollisionsrechtliche Frage, ob und wann das deutsche Delikts-
recht auf die Haftung des deutschen Abnehmers vor einem deutschen Gericht 
überhaupt anwendbar ist. Der fünfte Teil kommt auf die hier gestellten Aus-
gangsfragen zurück und zieht Bilanz aus den Ergebnissen der Untersuchung.  

II. Konturen 
II. Konturen 
Um zu untersuchen, inwiefern deutsche Abnehmerunternehmen nach dem 
deutschen Deliktsrecht für Menschenrechtsverletzungen ihrer Zulieferer haf-
ten, bedarf es zunächst einiger Grundlagen. Im Folgenden wird auf die Ein-
grenzung der untersuchten Abnehmerunternehmen, die typischen Machtstruk-
turen und die typischen Probleme in Lieferketten mit negativen menschen-
rechtlichen Auswirkungen eingegangen. Außerdem werden typische Interak-
tionsformen zwischen Abnehmer und Zulieferer für die spätere Untersuchung 
herausgearbeitet. Schließlich werden auf der anderen Seite die Menschen-
rechte und ihr Einfluss auf die Auslegung des nationalen Deliktsrechts be-
trachtet und die für diese Untersuchung wesentlichen Tatbestände des De-
liktsrechts ermittelt. Diese Konturen dienen als Grundlage für die inhaltliche 
Untersuchung der Haftung in Teil II und Teil III. 

                                                        
zu den Herausforderungen der Anwendung menschenrechtlicher Verpflichtungen auf 
Unternehmen siehe unten C.I. 
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1. Unternehmen 

Diese Arbeit soll sich speziell mit der Haftung deutscher Unternehmen befas-
sen. Dazu ist aber zunächst die Frage zu klären: Wann ist ein Unternehmen 
deutsch? Die Staatszugehörigkeit eines Unternehmens wird für unterschiedli-
che Rechtsgebiete und Zwecke unterschiedlich bestimmt. So stellt die Brüs-
sel Ia-Verordnung23 für die Bestimmung der Gerichtszuständigkeit in ihren 
Art. 4 Abs. 1, 63 Abs. 1 auf den Satzungs- oder den Verwaltungssitz einer 
juristischen Person ab, ohne das Wort „Staatszugehörigkeit“ zu verwenden. 
Im internationalen Privatrecht der Rom II-Verordnung24 wird in vielen Vor-
schriften auf den Ort des „gewöhnlichen Aufenthalts“ abgestellt, der in 
Art. 23 Abs. 1 als der Ort der Hauptverwaltung eines Unternehmens definiert 
wird. Die inneren gesellschaftsrechtlichen Verhältnisse einer Gesellschaft 
beurteilen sich im internationalen Privatrecht nach dem Gesellschaftsstatut, 
das wiederum nach dem Gründungs- oder dem tatsächlichen Verwaltungssitz 
bestimmt wird.25 Im Völkerrecht hingegen, etwa bei der Beurteilung der völ-
kerrechtlichen Zulässigkeit einer Haftung, wird die Zugehörigkeit einer juris-
tischen Person zu einem Staat nach dessen nationalen Regeln entschieden – 
ähnlich der Staatsangehörigkeit einer natürlichen Person.26 Die so genannte 
Kontrolltheorie, nach der sich die Staatszugehörigkeit eines Unternehmens 
nach der Staatsangehörigkeit des Leitungspersonals oder der Mehrheit der 
Anteilsinhaber bestimmt, wurde als allgemeine Regel des Völkerrechts in 
Erwägung gezogen – dies lehnte der IGH jedoch ab.27 Daher bleibt es bei der 
Anwendung der nationalen Regeln. Nationale Regel für die Verhältnisse 
eines Unternehmens ist in Deutschland eben das Gesellschaftsstatut. Das 
Gesellschaftsstatut wird nach der deutschen Rechtsprechung in der Regel 
nach der so genannten Sitztheorie bestimmt, also nach dem effektiven Ver-
waltungssitz einer Gesellschaft.28 Lediglich im Bereich des Unionsrechtes 
wird auf den Ort der Gesellschaftsgründung abgestellt.29 Im deutschen Recht 

                                                        
23 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 

Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (2012). 

24 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(„Rom II“) (2007). 

25 Heider, in: MüKo AktG (2019), § 5 Rn. 20; ausführlich Kropholler, IPR (2006), 
S. 568 ff. 

26 Epping, in: Ipsen, Völkerrecht (2018), § 7 Rn. 105. 
27 IGH, Urteil v. 05.02.1970, I.C.J. Reports, 1970, 3, 39 ff.; Kindler, in: MüKo BGB 

(IPR II) (2018), Teil 10 Rn. 351 ff.; Weilert, ZaöRV 69 (2009), 883, 893. 
28 Kau, in: Vitzthum, Völkerrecht (2016), S. 179 f. Rn. 116; Kropholler, IPR (2006), 

S. 571 ff. 
29  Epping, in: Ipsen, Völkerrecht (2018), § 107 Rn. 109; Kropholler, IPR (2006), 

S. 577 ff. 
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ist daher ein Unternehmen, das in Deutschland seinen effektiven Verwal-
tungssitz hat, als deutsch anzusehen. Diese Entscheidung respektiert das Völ-
kerrecht. Zudem befindet sich am Verwaltungssitz das „Herzstück“ des Un-
ternehmens, hier sind in der Regel seine hauptsächlichen Entscheidungsträger 
anzutreffen. Hier bestehen auch die weitreichendsten staatlichen Einwir-
kungsmöglichkeiten.30 Daher soll für diese Arbeit nur die Haftung solcher 
Unternehmen betrachtet werden, deren effektiver Verwaltungssitz in 
Deutschland liegt. 

2. Lieferketten 

Um Menschenrechtsproblematiken in Lieferketten zu untersuchen, ist erst 
herauszuarbeiten, wie Lieferketten gestaltet sind. Die Machtstrukturen ent-
lang globaler Lieferketten, die rechtlichen Bindungen zwischen den Akteuren 
und die typische Interaktion zwischen Zulieferer und Abnehmer können einen 
erheblichen Einfluss auf die zivilrechtliche Haftung haben. Deshalb werden 
sie im Folgenden in dieser Reihenfolge betrachtet.  

a) Machtstrukturen in Zulieferketten 

Forderungen nach einer Haftung der Abnehmerunternehmen für Menschen-
rechtsverletzungen werden oft mit einem Machtungleichgewicht begründet: 
Die Abnehmer in entwickelten Ländern beherrschten ihre Lieferanten in 
weniger entwickelten Staaten.31 Die Wahrnehmung ist oft, dass deutsche 
Abnehmer ihre ausländischen Zulieferer völlig in der Hand haben. Dieser 
Einschätzung wird nun auf den Grund gegangen: Trifft sie für menschen-
rechtsverletzende Branchen zu? 
 Wissenschaftlich wird die Machtverteilung entlang einer Lieferkette nach 
wirtschaftlichen Faktoren festgestellt. In seinem Fünf-Kräfte-Modell32 zur 
Branchenstrukturanalyse definiert Michael E. Porter die Faktoren, die das 
Machtpendel zwischen Abnehmer und Zulieferer in die eine oder die andere 
Richtung schwingen lassen. Seines Erachtens sind wirken folgenden Kräfte33: 

1. Grad der Differenzierung bei den Produkten der Lieferanten, etwa durch 
starke Eigenmarken der Lieferanten; 

2. Vorhandensein von Substituten für die Lieferantenprodukte; 
3. Höhe der Umstellungskosten für den Abnehmer im Falle eines Lieferan-

tenwechsels; 

                                                        
30 Ähnlicher Gedanke bei Osieka, Zivilrechtliche Haftung (2014), S. 45 f. 
31 Z.B. Wesche/Saage-Maaß, HR Law Review 16 (2016), 370. 
32 Porter, HBR 2008, 25. 
33 Ebd., 29 f. 
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4. Bedeutung des jeweiligen Einkaufs und der Branche für den Lieferanten: 
welchen Teil seines Gesamtumsatzes macht das Einkaufvolumen des Ab-
nehmers bei einem Lieferanten aus? 

5. Lieferantenkonzentration: eine oligopolistische (oder gar monopolisti-
sche) Marktstruktur bei den Lieferanten lässt dem Unternehmen wenig 
Ausweichmöglichkeiten zu alternativen Lieferanten und erleichtert es den 
Lieferanten, hohe Preise durchzusetzen; 

6. Gefahr der Rückwärts- oder Vorwärtsintegration: Kann der Abnehmer 
glaubhaft damit drohen, selbst die entsprechenden Vorprodukte herzustel-
len? Oder der Zulieferer damit, das Endprodukt selbst herzustellen? 

7. Bedeutung der Kosten dieses Produktes für das Geschäftsmodell und die 
Gesamtkosten des Abnehmers. 

Aus dem Gesamtbild dieser Faktoren ergibt sich das wirtschaftliche Machtge-
füge zwischen Abnehmer und Zulieferer. Darauf legt sich die rechtliche Ebe-
ne: Welche rechtliche Macht hat der Abnehmer im Betrieb des Zulieferers? 
Handelt es sich bei dem Zulieferer um ein Tochterunternehmen, können dem 
Abnehmerunternehmen Weisungsrechte zustehen. Handelt es sich um einen 
nur vertraglich verbundenen Zulieferer, ergeben sich unter Umständen aus 
dem Vertrag Einflussmöglichkeiten des Abnehmers. Die wirtschaftliche und 
die rechtliche Machtstruktur wirken zu einem Gesamtbild der Machtvertei-
lung zusammen.  
 Für die tatsächliche menschenrechtliche Anfälligkeit einer Branche scheint 
aber vor allem die faktische Ebene eine Rolle zu spielen. Unabhängig von der 
rechtlichen Gestaltung der Lieferkette im Einzelfall treten Menschenrechts-
problematiken am häufigsten und am schwerwiegendsten in drei Branchen 
auf: in der Massenproduktion von Konsumgütern für den Einzelhandel, im 
Rohstoffabbau und in der Landwirtschaft. 34  Die Einzelhandelsproduktion 
umfasst die Produktion von Bekleidung und Spielwaren ebenso wie das Zu-
sammensetzen elektronischer Geräte. Betroffen sind statistisch vor allem 
Betriebe in Asien, Afrika und Lateinamerika.35 In diesen Industrien sind Zu-
lieferstrukturen geprägt von Faktoren, die nach Porter die Machtbalance zu-
gunsten der Abnehmer verschieben: Die gelieferten Produkte sind wenig 
durch eigene Vorstellungen des Zulieferers differenziert, sie werden entweder 
erst später weiter verarbeitet oder sowieso nach den genauen Vorgaben der 

                                                        
34 Die Problematiken des Einzelhandels zeigt gerade für deutsche Abnehmer die Auf-

stellung in: Business & Human Rights Resource Center, Menschenrechtliche Risiken in 
textilen Lieferketten – Sorgfaltspflichten, Verantwortung & Engagement deutscher Unter-
nehmen (2018), S. 2; global Corporate Human Rights Benchmark, Methodology 2018 
(2018), S. 26; Ruggie, A/HRC/8/5/Add.2 (2008), Rn. 8; vgl. auch die Studie Raworth, 
Trading Away Our Rights – Women working in global supply chains (2004), die Land-
wirtschaft und Bekleidungssektor als Kernbereiche identifiziert. 

35 Ruggie, A/HRC/8/5/Add.2 (2008), Rn. 8. 
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Abnehmer hergestellt. Damit ist kein aufwendiger Umzug von Maschinerie 
oder Know-How notwendig und die Lieferanten sind leicht und zu geringen 
Kosten austauschbar.36 Für solche leicht auszulagernden Produktionen ist 
eine Verschiebung in Niedriglohnländer besonders sinnvoll.37 Im Gegensatz 
dazu geschieht der Rohstoffabbau natürlich dort, wo Rohstoffe vorhanden 
sind – oft ebenfalls in weniger entwickelten oder konfliktgeschüttelten Län-
dern Afrikas und Südamerikas. In Landwirtschaft und Einzelhandelsproduk-
tion ist der Markt zudem von einem Überangebot an Zulieferern geprägt.38 
Das Produkt macht meist keinen großen Anteil der Gesamtkosten des Ab-
nehmers aus. Beispiele dafür sind die zahlreichen Statistiken über den Anteil 
der Produktionskosten an den Gesamtkosten eines Kleidungsstücks: Für eine 
in Bangladesch für europäische Supermärkte produzierte Jeans beträgt dieser 
Anteil rund 7%, inklusive des Gewinnes für den Zulieferer, während allein 
die Ladenkosten beim Abnehmer rund 21% ausmachen.39 Für einen Apfel 
liegt der Anteil der Produktionskosten schon bei rund 26% des Verkaufsprei-
ses, aber immer noch machen Kosten und Marge des Supermarktes mit 42% 
einen wesentlich größeren Anteil der gesamten Kosten aus.40 Farmer bekom-
men im Durchschnitt 13,9% des Endkundenpreises eines Lebensmittels ab, 
Supermärkte hingegen 30,1%.41 Das Einkaufsvolumen einzelner Abnehmer 
kann vor allem in der Textilbranche sehr hoch sein, sodass das wirtschaftliche 
Schicksal eines Zulieferbetriebs von einem einzelnen Abnehmer abhängig 
wird.42 Zu einer Vorwärtsintegration durch Lieferanten – also einen eigenen 
Verkauf der Produkte auf demselben Markt – kommt es praktisch nicht. Die 
drei betrachteten Industrien weisen damit viele von Porters Faktoren auf, die 
das Machtgleichgewicht zugunsten der Abnehmer beeinflussen. Damit korre-
lieren die Häufigkeit und Schwere der Menschenrechtsbeeinträchtigungen in 
diesen Branchen. Auch in anderen Branchen kommt es zu Menschenrechts-
verletzungen,43 und auch in den betrachteten Industrien gibt es mächtige Zu-
lieferer. Die meisten menschenrechtlichen Probleme treten aber in diesen von 
                                                        

36 Raworth, Trading Away Our Rights (2004), S. 38, 54, 69. 
37 Ketokivi/Turkulainen/Seppälä/Rouvinen/Ali-Yrkkö, JOM 2017, 20, 28. 
38 Raworth, Trading Away Our Rights (2004), S. 34. 
39  Ninety Cents Buys Factory Safety in Bangladesh on $22 Jeans, <https://www.

bloomberg.com/graphics/infographics/90-cents-buys-factory-safety-in-bangladesh-on-22-
jeans.html>, zuletzt abgerufen am 21.12.2018; ähnliche Zahlen für Markensportschuhe bei 
Wick, Workers’ tool or PR ploy? – A guide to codes of international labour practice 
(2005), S. 119. 

40 Raworth, Trading Away Our Rights (2004), S. 69. 
41 Oxfam International, Ripe For Change – Ending Human Suffering in Supermarket 

Supply Chains (2018), S. 49. 
42 Für die Textilbranche: Crewe/Davenport, Trans. Inst. Br. Geogr. 17 (1992), 183 f. 
43 Betont von Human Rights Watch/Center for Human Rights and Global Justice, On 

the Margins of Profit – Rights at Risk in the Global Economy (2008), S. 2; vgl. auch Gra-
fik bei Ruggie, A/HRC/8/5/Add.2 (2008), Rn. 8. 
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ungleichen Machtstrukturen geprägten drei Industrien auf. Daher werden sie 
in dieser Untersuchung als Prototypen menschenrechtlich problematischer 
Lieferketten näher betrachtet. Später wird zu dann rechtlich untersuchen sein, 
wie sich die eben festgestellten Machstrukturen auf eine mögliche Haftung 
der Abnehmer auswirken.44 

b) Lieferkettengestaltungen in menschenrechtlich problematischen Branchen 

Eine internationale Lieferkette ist ein komplexes Netzwerk zahlreicher wirt-
schaftlicher Akteure und verschiedener Rechtsträger. 45  Es gibt unzählige 
Möglichkeiten, dieses Netzwerk zu gestalten. Allerdings folgen viele Liefer-
ketten einem von zwei Grundtypen. Der erste Typ sind vertraglich organisier-
te Lieferketten. Hier sind die Zulieferbetriebe selbstständige Unternehmen, 
die lediglich vertraglich mit dem Abnehmer verbunden sind. Sie sind dem 
Abnehmer für die pünktliche und qualitätsgerechte Lieferung der Bestellung 
verantwortlich. Oft geben sie Aufträge teilweise an Subunternehmer weiter. 
Der zweite Typ sind als Konzern organisierte Lieferketten. Bei den Zuliefe-
rern handelt es sich dann um Tochterunternehmen des Abnehmers. Der Ab-
nehmer, der fragwürdige Subunternehmer in einer vertraglichen Lieferkette 
oft nicht kennt46, hat in diesem Fall die bessere Übersicht über seine Liefer-
kette, und die rechtlichen Bande zwischen Abnehmer und Zulieferer sind 
stärker. In der Praxis sind viele Mischformen dieser beiden Modelle zu fin-
den, etwa wenn sich zuliefernde Tochterunternehmen vertraglicher Unterlie-
feranten bedienen. In der Regel lässt sich aber ein Grundtypus bestimmen. 
 Im Folgenden wird die praktische Gestaltung der Lieferketten in der Pro-
duktion für den Einzelhandel, in der Landwirtschaft und in der Rohstoffin-
dustrie noch einmal vertieft betrachtet, um typische Konstellationen zu identi-
fizieren, die als Grundlage für die anschließende rechtliche Untersuchung 
dienen können.  

aa) Einzelhandelsproduktion 

Traurige Berühmtheit hat von den Einzelhandelsindustrien im Menschen-
rechtskontext die Textilbranche erlangt. Zahlreiche Skandale bescherten ihr 
in den letzten Jahren große Aufmerksamkeit, meist wegen katastrophaler 
Arbeitsbedingungen in ihren Fabriken.47 Daher sind die Lieferkettenstruktu-

                                                        
44 S.u. B.IV. 
45 Stephan, in: Heydenreich/Hell/v. Meyer/Schneider, Tagungsdokumentation: Wie weit 

reicht die Verantwortung von Unternehmen? (2003), S. 36. 
46 Am Beispiel von C&A: Crewe/Davenport, Trans. Inst. Br. Geogr. 17 (1992), 183, 

189; Huq/Chowdhury/Klassen, JOM 2016, 19, 30. 
47 Vor allem katastrophale Unfälle und Brände, vgl. z.B. „More Than 300 Killed in Pa-

kistani Factory Fires“, New York Times (2012), zuletzt abgerufen am 07.05.2019 unter 
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